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284. Verordnung der Bundesregierung, mit
der die Bundes-Verwaltungsabgabenverord-

nung 1983 geändert wird

Auf Grund des § 78 des Allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 866/1992, wird verordnet:

Die Bundes-Verwaltungsabgabenverordnung
1983, BGBl. Nr. 24, zuletzt geändert durch die
Verordnung BGBl. Nr. 151/1992, wird hinsichtlich
des Tarifs wie folgt geändert:

l Nach Tarifpost 142 wird folgende Tarif-
post 142 a eingefügt:

„142 a. Erteilung der Auszeichnung, im
geschäftlichen Verkehr das Bun-
deswappen der Republik Öster-
reich mit dem Hinweis „Staat-
lich ausgezeichneter Ausbil-
dungsbetrieb" führen zu dürfen
(§ 30 a Berufsausbildungsgesetz,
BGBl. Nr. 142/1969, zuletzt
geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 23/1993) ......... 4 500"

2. Nach Tarifpost 279 wird folgende Tarif-
post 279 a eingefügt:

„279 a. Verlängerung der Konzessions-
dauer (§ 6 a Abs. l Kraftfahr-
liniengesetz 1952) ..................... 600"

3. Nach Tarifpost 445 werden folgende Tarif-
posten 446 bis 452 angefügt:

„446. Erteilung einer Erlaubnis für
Abfallsammler und -behandler
(§ 15 des Abfallwirtschaftsgesetzes
- AWG, BGBl. Nr. 325/1990, in
der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 715/1992) .................... l 000

447 Genehmigung der Errichtung sowie
der Inbetriebnahme von Abfall-
und Altölbehandlungsanlagen
(§ 28 AWG) ................................... 500

448. Wesentliche Änderung von Abfall-
und Altölbehandlungsanlagen (§ 28
AWG) ............................................. 250

449 Genehmigung der Errichtung sowie
der Inbetriebnahme von besonde-
ren Abfall- und Altölbehandlungs-
anlagen (§ 29 AWG) .................... l 000

450. Wesentliche Änderung von beson-
deren Abfall- und Altölbehand-
lungsanlagen (§ 29 AWG) ............ 500

451 Abfallrechtliche Bewilligung für die
Ein- und Ausfuhr von Abfällen
(§§ 34 und 35 AWG) bei einer
bewilligten Menge
a) bis 500 Tonnen ................ 400
b) bis 3 000 Tonnen ................ 700
c) bis 10 000 Tonnen ................ 2 500
d) über 10 000 Tonnen ................ 4 500

452. Erteilung einer Zulassung nach
§§ 17 ff Regionalradiogesetz —
RRG, BGBl. Nr. 506/1993 .......... 4 500"
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285. Verordnung der Bundesregierung, mit
-der die Verfügung über bestimmte libysche
Konten untersagt wird (II. Kontensperrver-

ordnung)
Auf Grund des § 78 Abs. 7 des Bankwesenge-

setzes, BGBl. Nr. 532/1993, wird im Einverneh-
men mit dem Hauptausschuß des Nationalrates
zwecks Erfüllung der in der Resolution Nr. 883
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(1993) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen
vom 8. November 1993, BGBI. Nr. 5/1994, grund-
gelegten völkerrechtlichen Verpflichtungen Öster-
reichs verordnet:

§ 1. Jede Verfügung über Konten von Unter-
nehmen (einschließlich Zweigniederlassungen) und
sonstigen Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit,
die Deviseninländer sind und die

1. mehrheitlich im Eigentum
a) der Regierung Libyens oder
b) von Behörden oder sonstigen staatlichen

Stellen Libyens oder
c) von Unternehmen, welche sich ihrerseits

im Eigentum der libyschen Regierung
oder von Behörden oder sonstigen staat-
lichen Stellen Libyens befinden,

stehen, oder
2. von der in Z l genannten Regierung, den

dort genannten Behörden, Stellen oder
Unternehmen finanziell oder organisatorisch
beherrscht oder sonst wirtschaftlich kontrol-
liert werden,

ist untersagt.

§ 2. Das Verfügungsverbot nach § l gilt nicht
für Verfügungen, die nachstehenden Zwecken
dienen, soweit sie durch direkte bankmäßige
Überweisung an die nachstehend genannten
Zahlungsempfänger erfolgen:

1. Bezahlung von Abgaben, die auf Grund
österreichischer Rechtsvorschriften fällig
sind, an die Abgabenbehörde;

2. Bezahlung von fälligen Löhnen (Arbeits-
entgelten) an natürliche Personen, die in
Österreich ihren ordentlichen Wohnsitz
haben und im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Verordnung bei dem Unternehmen
oder der sonstigen Einrichtung bereits
beschäftigt waren; die Auszahlung darf
jedoch netto den Betrag von 30 000 S pro
natürlicher Person und Monat nicht über-
steigen;

3. Bezahlung von gesetzlich festgelegten, fälli-
gen Beiträgen an österreichische Sozialver-
sicherungsträger und andere österreichische
staatliche Stellen, wie insbesondere das
Programmentgelt an den ORF, die Tele-
fongebühren nach dem Fernmeldegebühren-
gesetz und die Entgelte für erbrachte,
öffentliche Versorgungstätigkeiten (wie etwa
für die Leistung von Strom, Gas, Wasser,
Abfallbeseitigung);

4. Bezahlung von Benützungsentgelten für von
dem Unternehmen oder der sonstigen Ein-
richtung benützte Objekte an den Bestand-
geber, worunter auch der Leasinggeber zu
verstehen ist, sofern im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung das Benüt-
zungsverhältnis bereits bestand und der
Bestandgeber (Leasinggeber) seinen ordentli-
chen Wohnsitz (Sitz) in Österreich hat.

Handelt es sich beim Bestandgeber (Leasing-
geber) jedoch um ein Unternehmen oder eine
Einrichtung der in § l genannten Art, so gilt
diese Ausnahmeregelung nicht;

5. Bezahlung von fälligen Verpflichtungen, die
auf einer privatrechtlichen Vereinbarung, wor-
unter auch eine Sicherungsabrede zu verstehen
ist, beruhen, an den Berechtigten, sofern
a) das die Verbindlichkeit begründende

Rechtsgeschäft vor dem 1. Dezember
1993 abgeschlossen wurde und

b) die Gegenleistung aus dem Rechtsgeschäft
vor dem 1. Dezember 1993 zur Gänze
erbracht wurde und

c) der aus dem Rechtsgeschäft (Sicherungs-
geschäft) Berechtigte und Überweisungs-
empfänger seinen ordentlichen Wohnsitz
(Sitz) in Österreich hat; handelt es sich
beim Berechtigten jedoch um ein Unter-
nehmen oder eine sonstige Einrichtung
der in § l genannten Art, so gilt diese
Ausnahmeregelung nicht;

6. Bezahlung von Geldbeträgen, die dem Unter-
nehmen oder der sonstigen Einrichtung durch
rechtskräftige Entscheidungen österreichi-
scher Strafgerichte oder österreichischer Ver-
waltungsbehörden zur Zahlung vorgeschrie-
ben wurden, an diese.

§ 3. Das Verfügungsverbot nach § l gilt nicht
für die Gutschreibung von Beträgen auf dem
Konto. Die so gutgeschriebenen Beträge unter-
liegen jedoch der Verfügungssperre nach § l;
Verfügungen sind somit nur im Rahmen des § 2
zulässig; die Abbuchung des kontoführenden
Kreditinstitutes von angefallenen Banksollzinsen
und Bankspesen gilt nicht als Verfügung.

§ 4. Das Verfügungsverbot nach § l gilt nicht
für die Verfügung über Beträge, die als Gegen-
leistung für den Bezug von Erdöl, Erdölprodukten,
Erdgas, Erdgasprodukten sowie von landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen oder Rohstoffen gutgeschrie-
ben werden, sofern diese Waren ihren Ursprung in
Libyen haben, direkt von dort bezogen werden und
die Gutschreibungen auf ausschließlich zu diesem
Zwecke eröffneten Konten nach dem 1. Dezember
1993 erfolgen.

§ 5. Das Nichtvorliegen der Voraussetzungen
für die Kontensperre gemäß den Bestimmungen
dieser Verordnung ist vom Kontoinhaber dem
kontoführenden Kreditinstitut über dessen Verlan-
gen zu beweisen.

§ 6. Durch diese Verordnung wird die Kundma-
chung der Oesterreichischen Nationalbank DL 3/
93, verlautbart im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
Nr. 289 vom 15. Dezember 1993, nicht berührt.
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286. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales betreffend die Einbezie-
hung weiterer Arbeitnehmer in die Schutz-

maßnahmen für das Krankenpflegepersonal

Gemäß An. V § 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes,
mit dem das Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz, das
Bundesgesetz betreffend die Vereinheitlichung des
Urlaubsrechts und die Einführung einer Pflegefrei-
stellung, das Arbeitszeitgesetz und das Arbeits-
verfassungsgesetz geändert und Maßnahmen zum
Ausgleich gesundheitlicher Belastungen für das
Krankenpflegepersonal getroffen werden, BGBl.
Nr. 473/1992, in der Fassung der Kundmachung
BGBl. Nr. 662/1992, wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz verordnet:

§ 1. Diese Verordnung gilt für das Krankenpfle-
gepersonal in Sonderkrankenanstalten für Alkohol-
und Drogenkranke,

1. die nicht in einem Dienstverhältnis zu einer
Gebietskörperschaft oder einem Gemeinde-
verband stehen und

2. für die infolge Fehlens einer kollektivvertrags-
fähigen Körperschaft auf Arbeitgeberseite
kein Kollektivvertrag abgeschlossen werden
kann.

§ 2. Arbeitnehmer im Sinne des § l werden in
den Geltungsbereich des Artikels V der Novelle
zum Nachtschwerarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 473/
1992, einbezogen, wenn sie in der Zeit zwischen
22 Uhr und 6 Uhr mindestens sechs Stunden
unmittelbar Betreuungs- und Behandlungsarbeit für
Patienten leisten, es sei denn, in diese Arbeitszeit
fällt regelmäßig und in erheblichem Umfang
Arbeitsbereitschaft.

Hesoun

287 Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr über
Erweiterungs-, Erneuerungs- und Umbauten
geringen Umfanges sowie Abtragungen an

Eisenbahnsicherungsanlagen
(Verordnung über geringfügige Baumaßnahmen an

Eisenbahnsicherungsanlagen 1994)

Auf Grund des § 14 Abs. 4 des Eisenbahn-
gesetzes 1957, BGBl. Nr. 60, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 899/1993,
wird verordnet:

Geltungsbereich

§ 1. Diese Verordnung gilt für Haupt- und
Nebenbahnen gemäß § l Z I l, für Straßenbahnen

gemäß § l Z I 2 sowie für Anschlußbahnen gemäß
§ l Z II l des Eisenbahngesetzes 1957

Allgemeines

§ 2. In dieser Verordnung angeführte Erweite-
rungs-, Erneuerungs- und Umbauten geringen
Umfanges sowie Abtragungen an Eisenbahnsiche-
rungsanlagen bedürfen keiner eisenbahnrechtlichen
Baugenehmigung und keiner Betriebsbewilligung,
sofern

1. das Eisenbahnunternehmen diese Maßnah-
men unter der Leitung und Aufsicht einer
fachlich zuständigen gemäß § 15 des Eisen-
bahngesetzes 1957 verzeichneten Person
durchführt,

2. Rechte und Interessen Dritter entweder durch
diese Maßnahmen nicht berührt werden oder
deren Zustimmung zu diesen Maßnahmen
bereits vorliegt,

3. eisenbahnrechtlich bereits genehmigte -Bau-
teile und Schaltungen verwendet werden und

4. diese Maßnahmen in eisenbahnrechtlich
genehmigten Dienstvorschriften (§ 21 Abs. 3
des Eisenbahngesetzes 1957) geregelt sind
und diesen Dienstvorschriften nicht wider-
sprechen.

Maßnahmen geringen Umfanges

§ 3. Erweiterungs-, Erneuerungs- und Umbauten
geringen Umfanges sowie Abtragungen an Eisen-
bahnsicherungsanlagen im Sinne des § 2 sind

1. die Änderung von mechanischen, elektro-
mechanischen und elektrischen Eisenbahn-
sicherungsanlagen, sofern die Betriebsart
nicht geändert wird (Richtungsbetrieb auf
Gleiswechselbetrieb sowie Linksfahren auf
Rechtsfahren oder umgekehrt) und der
Anlagenumfang (einschließlich Gleisfreimel-
deanlagen) weitgehend gleichbleibt;

2. die Errichtung, die Änderung sowie der
Abtrag von Blockstellen in mechanischer,
elektromechanischer und elektrischer Tech-
nik, sofern die Betriebsart nicht geändert
wird (Richtungsbetrieb auf Gleiswechselbe-
trieb sowie Linksfahren auf Rechtsfahren
oder umgekehrt);

3. die Errichtung und die Änderung von
typengenehmigten Streckenblockeinrichtun-
gen, sofern die Betriebsart nicht geändert
wird (Richtungsbetrieb auf Gleiswechselbe-
trieb sowie Linksfahren auf Rechtsfahren
oder umgekehrt);

4. die Errichtung, die Änderung sowie der
Abtrag von sicherungstechnischen Zusatz-
techniken, denen keine sicherheitsrelevanten
Aufgaben übertragen sind, wie beispielsweise
Bremsprobesignalanlagen, Abfahrtssignalan-
lagen, Zugführerabfertigungsmeldelampen
und Zugnummernmeldeanlagen;
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5. die Errichtung, der Abtrag sowie die
Änderung der örtlichen Lage von Verschub-
signalen, sofern sie nicht dem Flankenschutz
dienen;

6. die Anpassung von Schutzweglängen an
eisenbahnrechtlich genehmigte Dienstvor-
schriften;

7 die Änderung von Verschubstraßen bei
bestehenden Eisenbahnsicherungsanlagen;

8. die Errichtung von signalabhängigen
Arbeitsstellensicherungsanlagen (SAS);

9 die Änderung von Signalstandorten und
Errichtung von Signalnachahmern, sofern
die Betriebsart nicht geändert wird (Rich-
tungsbetrieb auf Gleiswechselbetrieb sowie
Linksfahren auf Rechtsfahren oder umge-
kehrt) und sofern dadurch keine wesentli-
chen Betriebseinschränkungen erfolgen;

10. die Errichtung von provisorischen Eisen-
bahnsicherungsanlagen im Zusammenhang
mit Umbauarbeiten an Gleisanlagen oder an
Eisenbahnsicherungsanlagen während der
Baudurchführung einschließlich deren Ände-
rung und Abtrag;

11. die Errichtung und die Änderung von
typengenehmigten INDUSI-Einrichtungen
sowie die Errichtung und der Abtrag von
typengenehmigten INDUSI-Einrichtungen
zur Sicherung von Langsamfahrstellen.

Meldepflichten

§ 4. (1) Das Eisenbahnunternehmen hat der
Behörde Maßnahmen gemäß § 3 Z 2, Z 3 und
Z 10 nach deren Abschluß durch die fachlich
zuständige gemäß § 15 des Eisenbahngesetzes 1957
verzeichnete Person schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Behörde kann im Einzelfall anordnen,
daß auch andere Maßnahmen gemäß § 3 schriftlich
anzuzeigen sind.

(3) Das Eisenbahnunternehmen hat über die
gemäß § 3 durchgeführten Maßnahmen Aufzeich-
nungen für die jeweilige Eisenbahnsicherungsan-
lage zu führen und diese aufzubewahren. Zur
Erstellung der Aufzeichnungen hat sich das
Eisenbahnunternehmen jener gemäß § 15 des
Eisenbahngesetzes 1957 verzeichneten Person zu
bedienen, unter deren Leitung und Aufsicht die
Maßnahmen durchgeführt wurden.

Vollziehung

§ 5. Mit der Vollziehung dieser Verordnung ist
der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr betraut.

Klima

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


